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I. Einleitung 

Für ein Vorhaben im Zusammenhang mit der Gewinnung von Erdwärme können auf Antrag 
des Unternehmers die Verfahren zur Zulassung von Betriebsplänen über eine einheitliche 
Stelle (Wirtschafts.Service-Portal.NRW mit Geschäftsstelle bei der Bez.-Reg. Detmold) 
abgewickelt werden (§ 57e Abs. 2 Bundesberggesetz – BBergG1). In Nordrhein-Westfalen ist 
in den genannten Verfahren die Bergbehörde (Bez.-Reg. Arnsberg, Abt. Bergbau und Energie 
in NRW) zuständig.  

Das Fördern von Bodenschätzen unterliegt in Deutschland Regularien und Beschränkungen. 
Das Bergrecht enthält Regelungen über die Aufsuchung und Gewinnung von Erdwärme sowie 
für Bohrungen, die weder der Gewinnung noch der Aufsuchung dienen. Das beigefügte 
Schema (Anlage 2) stellt zur Orientierung die wichtigsten Projektarbeiten und die hierzu durch-
zuführenden Genehmigungsverfahren für die Förderung von Erdwärme von der Aufsuchungs- 
über die Gewinnungs- bis zur Stilllegungsphase eines hydrothermalen Tiefengeothermiepro-
jektes mit 1 Förder- und 1 Injektionsbohrung dar.  

Bei einer tiefen Erdwärmesonde werden bestimmte Projektarbeiten (z.B. eine aufwändige 2D- 
bzw. 3D-Seismik) in der Aufsuchungsphase wahrscheinlich nicht erforderlich sein. Auch für 
petrothermale Projekte ist das Schema der Projektarbeiten und Genehmigungsverfahren vom 
Grundsatz her anwendbar. Zu Anträgen auf Genehmigung eines hydraulischen Aufbrechens 
von Gesteinen bei Projekten der Tiefengeothermie siehe Anlage 4.  

Aufgabe des vorliegenden Verfahrenshandbuchs ist die Erläuterung der Genehmigungsver-
fahren, die für die Gewinnung von Erdwärme zu durchlaufen sind (vgl. „Gewinnungsphase“ 
im beigefügten Schema). Gleichwohl treffen die Erläuterungen zu den jeweiligen 
Genehmigungsverfahren natürlich weitestgehend auch auf die vor- und nachgelagerten 
Betriebsphasen der Aufsuchung und Stilllegung zu.  

II. Erläuterungen der verwendeten Begriffe 

a.) Was ist „Erdwärme“? 

Nach § 3 Abs. 3 S. 2 Nr. 2b BBergG2 umfasst Erdwärme die „Erdwärme und die im Zusam-
menhang mit ihrer Gewinnung auftretenden anderen Energien“. Üblicherweise wird Erdwärme 
als „in Form von (thermischer) Wärme gespeicherter Energie unterhalb der festen Erdoberflä-
che“ bezeichnet und umfasst durch die Erweiterung auch kinetische Energie, die bei der Er-
schließung von Wärmeträgern freigesetzt werden. Sie gilt als bergfreier Bodenschatz, weswe-
gen die Gewinnung von Erdwärme einer Bergbauberechtigung bedarf, § 6 BBergG3. 

                                                           
1 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__57e.html  
2 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__3.html  
3 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__6.html  

http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__57e.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__6.html
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b.) Was ist „Gewinnung“? 

Gemäß § 4 Abs. 2 BBergG4 wird die Gewinnung als „das Lösen oder Freisetzen von Boden-
schätzen einschließlich der damit zusammenhängenden vorbereitenden, begleitenden und 
nachfolgenden Tätigkeiten“ definiert, welche über das Grundstück, in dem die Gewinnung 
stattfindet, hinausgeht (z.B. Einspeisung in die allgemeinen Versorgungsnetze).  

Erdwärmegewinnung erfolgt häufig über einen Wärmeträger (z.B. Grundwasser), weswegen 
die Erdwärmegewinnung von einer Nutzung oder Förderung des Trägermittels (z.B. nach 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) abzugrenzen ist. Unter Umständen kann dafür eine separate 
Erlaubnis oder Berechtigung erforderlich sein.  

Hinweis: Geothermische Heizkraftwerke und Heizwerke stellen eine Form der Nutzung von 
Erdwärme dar (Weiterverarbeitung im Sinne des § 4 Abs. 3 BBergG) und unterfallen somit 
hinsichtlich ihrer Genehmigung nicht dem Bundesberggesetz.  

c.) Was ist eine „Bergbauberechtigung“? 

Unter eine Bergbauberechtigung für die Gewinnung bergfreier Bodenschätze fällt gem. § 6 
Satz 1 BBergG die Bewilligung und das Bergwerkseigentum. 

Sowohl die Bewilligung (§ 8 BBergG5) als auch das Bergwerkseigentum (§ 9 BBergG6) geben 
dem Inhaber das ausschließliche Recht, in einem bestimmten Feld die genannten Boden-
schätze zu gewinnen, d. h. die Bergbauberechtigung gibt dem Inhaber gegenüber Dritten ein 
Abwehrrecht.  

Allein aufgrund der Bergbauberechtigung kann der Inhaber zwar noch nicht mit der Gewinnung 
von Erdwärme beginnen, ihr Bestehen ist jedoch Voraussetzung für die Zulassung von Be-
triebsplänen nach § 55 BBergG7. Das Bundesberggesetz schreibt vor, dass eine Gewinnung 
nur aufgrund von Betriebsplänen aufgenommen werden darf, § 51 Abs. 1 BBergG8. 

Zu unterscheiden sind dabei Rahmen- und Hauptbetriebspläne sowie Sonderbetriebspläne, 
welche nur für bestimmte Teile des Betriebs oder für bestimmte Vorhaben gelten, § 52 
BBergG9.  

d.) Was ist ein „Hauptbetriebsplan“? 

Voraussetzung für die Errichtung und Führung eines bergbaulichen Betriebes ist ein von der 
Bergbehörde zugelassener Hauptbetriebsplan. Hauptbetriebspläne werden vom Unternehmer 
gemäß § 52 Abs. 1 BBergG in der Regel für einen Zeitraum von 2 Jahren aufgestellt, wobei 

                                                           
4 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__4.html  
5 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__8.html  
6 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__9.html  
7 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__55.html  
8 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__51.html  
9 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__52.html  

http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__8.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__9.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__55.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__51.html
http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__52.html
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die Bergbehörde im Einzelfall auch längere Laufzeit festlegen kann. Eine Laufzeit von 4 Jahren 
soll aber auch hierbei nicht überschritten werden.  

Der Hauptbetriebsplan für die Gewinnung zeigt im Detail auf, wie der Gewinnungsbetrieb er-
richtet und geführt werden soll. Er konkretisiert die Vorgaben eines ggf. erforderlichen Rah-
menbetriebsplans auf konkrete Abschnitte und enthält detaillierte Vorgaben, wie die Gewin-
nung ablaufen soll, welche Schutzmaßnahmen durchgeführt werden sollen, etc. 

Auch für den Hauptbetriebsplan können weitere Genehmigungen relevant sein (z. B. wasser-
rechtliche Erlaubnis nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz10 (WHG), Ausnahmegenehmigung nach 
§ 45 Bundesnaturschutzgesetz11 (BNatSchG), etc.). Diese müssen durch den Vorhabenträger 
ebenfalls beantragt und durch die jeweils zuständige Behörde erteilt werden (Wasserbehörde, 
unt. Naturschutzbehörde, etc.). 

e.) Was ist ein „Rahmenbetriebsplan“? 

Rahmenbetriebspläne gibt es in zwei verschiedenen Varianten: den obligatorische Rahmen-
betriebsplan nach § 52 Abs. 2a BBergG und den fakultative Rahmenbetriebsplan nach § 52 
Abs. 2 Nr. 1 BBergG. 

Die Aufstellung eines obligatorischen Rahmenbetriebsplans wird von der Bergbehörde NRW 
verlangt, wenn das Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) bedarf. Sie führt 
dann ein Planfeststellungsverfahren zur Zulassung durch. 

Besteht die UVP-Pflicht nicht, kann die Bergbehörde einen fakultativen Rahmenbetriebsplan 
verlangen, wenn das Vorhaben aufgrund der räumlichen oder zeitlichen Erstreckung in selbst-
ständigen Stufen oder Abschnitten durchgeführt wird. Die Zulassung erfolgt in diesem Fall 
ohne Planfestfeststellungsverfahren. 

Der Rahmenbetriebsplan selbst hat noch keine gestattende Wirkung, d.h. eine Gewinnung 
kann auf Grundlage eines Rahmenbetriebsplanes noch nicht durchgeführt werden. Gestat-
tende Wirkung hat erst der Hauptbetriebsplan. Der Rahmenbetriebsplan dient dazu, einen 
Rahmen für die einzelnen Vorhaben abzustecken, die in Zukunft durchgeführt werden sollen. 
Er ermöglicht der Behörde eine längerfristige Überprüfung der Entwicklung des Betriebes. 

Entfällt diese Notwendigkeit aufgrund der geringen Größe des Vorhabens oder der Geringfü-
gigkeit der Umwelteinwirkungen, ist kein Rahmenbetriebsplan aufzustellen.  

                                                           
10 www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/_8.html 
11 www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__45.html  

http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__45.html
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III.  Projektarbeiten und Genehmigungsverfahren für die Gewin-
nung 

a.) Projektarbeiten und Genehmigungsverfahren in der Gewinnungsphase 

Der zeitliche Verlauf der für ein Geothermieprojekt in der Gewinnungsphase durchzuführenden 
Projektarbeiten und der hierfür erforderlichen Genehmigungen ist in der Anlage 2 im Zusam-
menhang mit der vorangehenden Aufsuchungs- und der nachfolgenden Stilllegungsphase dar-
gestellt. Aufgabe des vorliegenden Verfahrenshandbuchs ist es zwar nur, die Genehmigungs-
verfahren für die Gewinnung zu erläutern bzw. darzustellen – die Tätigkeiten in der Gewin-
nungsphase und die zur Prüfung der Genehmigungsanträge erforderlichen Unterlagen fußen 
i.W. aber auf den Ergebnissen der Aufsuchung. Zum besseren Verständnis wird daher in der 
Anlage 2 modellhaft der zeitliche Verlauf eines Tiefengeothermie-Projekts vom Beginn der 
Aufsuchung bis zur Stilllegung dargestellt. In der Anlage 3 wird zudem ein kurzer Überblick mit 
Erläuterungen zu den Aufsuchungsarbeiten und den hierfür erforderlichen Genehmigungen 
gegeben. Auf die besonderen Vorschriften für die Einstellung bergbaulicher Betriebe, §§ 53 ff 
BBergG12, sei an dieser Stelle nur hingewiesen. 

Gewinnungsphase 

Erst nach erfolgreichem Zirkulationstest und dem Nachweis der ausreichenden Ergiebigkeit 
der geothermischen Lagerstätte in der Aufsuchungsphase kann die Bewilligung (ggf. auch das 
Bergwerkseigentum, vgl. II c) für die Gewinnung von Erdwärme beantragt werden.  

Das Vorhandensein dieser Bergbauberechtigung ist Voraussetzung für die Zulassung von 
Betriebsplänen in der Gewinnungsphase (vgl. III e). 

Zur Führung eines Gewinnungsbetriebes bedarf es des hierfür zugelassenen Hauptbetriebs-
plans, ggf. darüber hinaus aber auch eines hierfür planfestgestellten Rahmenbetriebsplans. 
Wenn für die Gewinnung die Durchführung eines Rahmenbetriebsplanverfahrens erforderlich 
ist (vgl. III b ff.) wird die Bergbehörde auf eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 25 
Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz13 (VwVfG) hinwirken. Erläuterungen zur frühen Öffent-
lichkeitsbeteiligung sind dem Leitfaden14 der Bezirksregierungen Arnsberg, Detmold, 
Düsseldorf, Köln, Münster zu entnehmen. 

Die Entscheidung, ob es eines Rahmenbetriebsplans bedarf, ergibt sich i.W. aus den Vorga-
ben der UVP-V Bergbau (vgl. III d). Wichtige Kriterien der UVP-(Vorprüfung) sind die Bohr-
lochintegrität und Einwirkungen durch induzierte Seismizität (Erschütterungen). Die 

                                                           
12 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__53.html  
13 www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__25.html  
14 www.bra.nrw.de/system/files/media/document/file/leitfaden_0.pdf  

http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__53.html
http://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__25.html
http://www.bra.nrw.de/system/files/media/document/file/leitfaden_0.pdf
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Bohrlochintegrität hat der Unternehmer nach dem Stand der Technik sicherzustellen und re-
gelmäßig zu überwachen (§22 b ABBergV15). Im Hinblick auf Erderschütterungen ist das Ba-
sisgutachten zur induzierten Seismizität anhand der Ergebnisse des seismischen Monitorings 
zu aktualisieren bzw. auf Stand zu bringen.  

Das Basisgutachten dient außerdem zur Festlegung des Einwirkungsbereichs, den die Berg-
behörde gemäß § 3 Abs. 3 Einwirkungsbergverordnung16 (EinwirkungsBergV) öffentlich be-
kannt gibt. 

 

b.) Wie verläuft das Zulassungsverfahren für bergrechtliche Betriebspläne? 

Das bergrechtliche Zulassungsverfahren ist ein Verwaltungsverfahren, welches auf Antrag des 
Vorhabenträgers durchgeführt wird. Vor dem Einreichen der Unterlagen kann es sich jedoch 
anbieten, mit der Bergbehörde ein Vorgespräch zu führen. Dies ist insbesondere dann hilf-
reich, wenn aufgrund einer eventuell bestehenden UVP-Pflichtigkeit neben einem Hauptbe-
triebsplan auch ein Rahmenbetriebsplan zu erstellen sein könnte. Dabei kann es je nach Um-
fang des Vorhabens von Vorteil sein, einen Entwurf des Vorhabens beizubringen.   

Sobald das Verfahren durch Einreichen der Unterlagen samt Antrag auf Zulassung in Gang 
gesetzt wurde, beginnt die Behörde mit der Prüfung der Unterlagen. Je nachdem, ob durch 
das Vorhaben weitere Träger öffentlicher Belange betroffen sind, holt sie von diesen Stellung-
nahmen zum geplanten Vorhaben ein und entscheidet dann auf dieser Grundlage über den 
Antrag. Ist das Vorhaben zulassungsfähig, wird die Zulassung erstellt und der Betriebsplan 
zugelassen. Ergeben sich im Rahmen der behördlichen Prüfung oder aufgrund der Stellung-
nahmen Zulassungshindernisse, die nicht durch die Aufnahme von Nebenbestimmungen in 
die Zulassung ausgeräumt werden können, besteht für den Vorhabenträger die Möglichkeit, 
seine Antragsunterlagen zu ergänzen oder anzupassen.  

Neben der bergrechtlichen Zulassung des Betriebsplans kann der Vorhabenträger noch wei-
terer Genehmigungen bedürfen, um sein Vorhaben umzusetzen. Anders als im obligatorischen 
Rahmenbetriebsplanverfahren findet in übrigen Betriebsplanverfahren keine 
Konzentrationswirkung bei der Bergbehörde statt, sodass der Vorhabenträger bei den für die 
jeweiligen Genehmigungen zuständigen Behörden die entsprechende Genehmigung 
beantragen muss. Dabei kann es sich z. B. um eine wasserrechtliche Erlaubnis 
(Sonderzuständigkeit der Bergbehörde als Wasserbehörde aufgrund des bergrechtlichen 
Zusammenhangs; erfordert allerdings trotzdem einen eigenständigen Antrag), eine 
Waldumwandlungsgenehmigung (Forstbehörde) oder eine Ausnahmegenehmigung nach 
BNatSchG (untere Naturschutzbehörde) handeln. Dies ist abhängig vom jeweiligen Einzelfall.   

                                                           
15 http://esb.bezreg-arnsberg.nrw.de/a_1/a_1_010/a_1_010_001.html  
16 www.gesetze-im-internet.de/einwirkungsbergv/__3.html  

http://esb.bezreg-arnsberg.nrw.de/a_1/a_1_010/a_1_010_001.html
http://www.gesetze-im-internet.de/einwirkungsbergv/__3.html
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Wurde der Betriebsplan durch die Behörde zugelassen, ist das Verwaltungsverfahren beendet. 
Wenn dann auch die weiteren notwendigen Genehmigungen vorliegen, kann mit der Umset-
zung des Vorhabens begonnen werden. Allein die bergrechtliche Zulassung reicht dafür nicht 
aus! 

c.) Wie läuft das Rahmenbetriebsplanverfahren ab? 

Ergibt sich (evtl. aufgrund einer Vorprüfungspflicht) eine UVP-Pflicht oder sieht die Behörde 
für das Vorhaben die Notwendigkeit eines Rahmenbetriebsplanes, verlangt die Behörde die 
Aufstellung des Rahmenbetriebsplanes durch den Unternehmer.  

Im Fall des obligatorischen Betriebsplanes hat das Planfeststellungsverfahren Konzentrations-
wirkung, d.h. mit Ausnahme der wasserrechtlichen Erlaubnis entscheidet die Behörde auch 
über abhängig vom Vorhaben weitere notwendige Genehmigungen. Eine Öffentlichkeitsbetei-
ligung findet statt (insb. ein Erörterungstermin nach dem VwVfG NRW). 

Bei einem Vorhaben, das einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Vorhaben, Projekten 
oder Plänen geeignet ist, ein Natura 2000-Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, wird die Ver-
träglichkeitsprüfung nach § 34 Abs. 1 BNatSchG zusammen mit der Umweltverträglichkeits-
prüfung im Planfeststellungsverfahren vorgenommen. Anforderungen eines vorsorgenden 
Umweltschutzes, die sich bei der Umweltverträglichkeitsprüfung ergeben und über die 
Zulassungsvoraussetzungen des § 55 BBergG sowie der auf das Vorhaben anwendbaren 
Vorschriften in anderen Gesetzen hinausgehen, sind dabei öffentliche Interessen im Sinne des 
§ 48 Abs. 2 BBergG17. Die Bergbehörde kann eine Gewinnung beschränken oder untersagen, 
soweit ihr überwiegende öffentliche Interessen entgegenstehen. 

Im Fall des fakultativen Rahmenbetriebsplanes verbleibt die Zuständigkeit für weitere notwen-
dige Genehmigungen bei den ursprünglichen Behörden, sodass der Unternehmer sich um de-
ren Beantragung kümmern muss. Eine Öffentlichkeitsbeteiligung findet ebenfalls statt, ein Er-
örterungstermin nach den Vorschriften des VwVfG NRW ist jedoch noch erforderlich. 

d.) In welchen Fällen braucht es eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)? 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist gem. § 4 UVPG18 ein unselbstständiger Teil des verwal-
tungsbehördlichen Verfahrens, welches der Zulassungsentscheidung dient. Wann eine UVP 
durchzuführen ist, ist gesetzlich geregelt.  

Für Vorhaben, die unter das Bergrecht fallen, ist die UVP-Pflichtigkeit in der UVP-V-Bergbau19 
geregelt. 

Der Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen danach insbesondere die nachfolgend aufgeführ-
ten betriebsplanpflichtigen Vorhaben:  

                                                           
17 www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__48.html  
18 www.gesetze-im-internet.de/uvpg/__4.html  
19 www.gesetze-im-internet.de/uvpbergbv/  

http://www.gesetze-im-internet.de/bbergg/__48.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uvpg/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uvpbergbv/
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- Tiefbohrungen ab 1 000 Metern Teufe zur Gewinnung von Erdwärme in Naturschutz-
gebieten nach § 23 BNatSchG20 oder in Natura 2000-Gebieten nach § 7 Abs. 1 
Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes (§1 Nr. 8 UVP-V Bergbau) oder 

- Tiefbohrungen zur Aufsuchung und Gewinnung von Erdwärme mit Aufbrechen von Ge-
stein unter hydraulischem Druck, es sei denn, es werden keine wassergefährdenden 
Gemische eingesetzt und das Vorhaben liegt nicht in einer Erdbebenzone 1 bis 3 nach 
DIN EN 1998 Teil 1, Ausgabe Januar 2011 (§ 1 Nr. 8a UVP-V Bergbau), 

- Sonstige betriebsplanpflichtige Vorhaben einschließlich der zur Durchführung bergbau-
licher Vorhaben erforderlichen betriebsplanpflichtigen Maßnahmen, soweit diese Vor-
haben oder Maßnahmen als solche nach Maßgabe der Anlage 1 (Liste "UVP-pflichtige 
Vorhaben") zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung bedürfen und ihrer Art oder Gruppe nach nicht unter die Nummern 1 
bis 8 fallen (§1 Nr. 9 UVP-V Bergbau). Hierzu zählen insbesondere folgende für die 
Aufsuchung und Gewinnung bedeutsame wasserwirtschaftliche Vorhaben oder Maß-
nahmen mit Benutzung oder Ausbau eines Gewässers (UVP-G Anlage 1 Nr. 13): 
Das Entnehmen, Zutagefördern oder Zutageleiten von Grundwasser oder Einleiten von 
Oberflächenwasser zum Zwecke der Grundwasseranreicherung, jeweils mit einem 
jährlichen Volumen an Wasser von 

o 10 Mio. m3 oder mehr (UVP-pflichtig), 

o 100 000 m3 bis weniger als 10 Mio. m3 (allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls: 
siehe § 7 Abs. 1 S. 1 UVP-G), 

o 5 000 m3 bis weniger als 100 000 m3, wenn durch die Gewässerbenutzung er-
hebliche nachteilige Auswirkungen auf grundwasserabhängige Ökosysteme zu 
erwarten sind (standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls: siehe § 7 Abs. 2 
UVP-G); 

- nicht von den § 1 Nr. 1 bis 9 der UVPV-Bergbau erfasste Tiefbohrungen ab 1 000 
Metern Teufe (§ 1 Nr. 10 UVP-V Bergbau), 

a) zur Gewinnung von Bodenschätzen auf Grund einer allgemeinen Vorprüfung 
nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung, 

b) zur Aufsuchung von Bodenschätzen auf Grund einer standortbezogenen Vor-
prüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung. 

                                                           
20 www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__23.html  

http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/__23.html
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Bei Vorprüfungen nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 10 sind auch Erd-
bebenzonen 1 bis 3 nach DIN EN 1998 Teil 1, Ausgabe Januar 2011 zu berücksichti-
gen (Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, und in der Deutschen 
Nationalbibliothek archivmäßig gesichert niedergelegt). Befindet sich die Bohrung in 
einer Erdbeben-Zone, bittet die Bergbehörde außerdem um Vorlage einer seismologi-
schen Stellungnahme. 
Im Wege der UVP-Vorprüfung klärt die Bergbehörde anhand von im UVP-Recht gere-
gelten Kriterien, ob im vorliegenden Fall erhebliche Nachteile für die Umwelt zu erwar-
ten sind und damit eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist. Da zum 
Zeitpunkt der Vorprüfung noch unklar ist, ob ein Rahmenbetriebsplan mit Planfeststel-
lungsverfahren durchzuführen ist oder ob die Vorlage eines Hauptbetriebsplans aus-
reicht, können die für die Vorprüfung erforderlichen Angaben der Bergbehörde in Form 
einer planerischen Mitteilung übermittelt werden:  

• Die Form der Planerischen Mitteilung ist nicht vorgeschrieben. Allerdings ist sie 
durch den Vorhabenträger rechtsverbindlich zu zeichnen, damit eine Rechts-
wirksamkeit eintreten kann.  

• Da das Vorhaben schon vor Vorlage des eigentlichen Betriebsplanantrags ge-
prüft werden soll, muss die planerische Mitteilung allgemeine Vorhabensbe-
schreibungen hierfür enthalten. Für die standortbezogene Vorprüfung sind An-
gaben nach  Anlage 2 Nr. 421 i.V. mit Anlage 3 Nr. 2.322 zum UVPG23 maßgeb-
lich. 

Das Vorhaben ist so detailliert zu beschreiben, dass die Bergbehörde die möglichen Auswir-
kungen des Vorhabens auf die betroffenen Schutzgüter in der gemäß UVP-V Bergbau § 1 Nr. 
10 b gebotenen standortbezogenen Vorprüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 
des UVPG prüfen kann. 

Hinweis: Das nordrhein-westfälische Umweltministerium hat ein Internet-Portal eingerichtet24, 
um den Zugang der Öffentlichkeit zu Verfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung zu erleich-
tern. Es setzt damit die Vorgaben des neuen Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) um, das zentrale Internetportale des Bundes und der Länder zu solchen Verfahren 
vorsieht. Die Bergbehörde veröffentlicht die Ergebnisse der UVP-(Vorprüfung) in diesem zent-
ralen Internetportal, damit Bürger und Bürgerinnen Zugang zu Informationen, zu Inhalt und 
Verfahrensstand sowie zur abschließenden Entscheidung haben. 

                                                           
21 www.gesetze-im-internet.de/uvpg/anlage_2.html  
22 www.gesetze-im-internet.de/uvpg/anlage_3.html  
23 www.gesetze-im-internet.de/uvpg/  
24 www.umwelt.nrw.de/umwelt/umwelt-und- 

ressourcenschutz/planungsrecht/umweltvertraeglichkeitspruefung/  

http://www.gesetze-im-internet.de/uvpg/anlage_2.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uvpg/anlage_3.html
http://www.gesetze-im-internet.de/uvpg/
http://www.umwelt.nrw.de/umwelt/umwelt-und-%20ressourcenschutz/planungsrecht/umweltvertraeglichkeitspruefung/
http://www.umwelt.nrw.de/umwelt/umwelt-und-%20ressourcenschutz/planungsrecht/umweltvertraeglichkeitspruefung/
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e.) Welche Zulassungsvoraussetzungen müssen erfüllt werden? 

Sind alle Zulassungsvoraussetzungen für den Betriebsplan erfüllt, hat der Antragsteller einen 
gebundenen Anspruch auf Zulassung. Die Voraussetzungen ergeben sich aus §§ 55, 48 
BBergG.  

Danach ist ein Betriebsplan i. S. d. § 52 BBergG zu erteilen, wenn  

1. für die im Betriebsplan vorgesehene Aufsuchung oder Gewinnung von Bodenschätzen 
die erforderliche Berechtigung nachgewiesen ist,  

2. nicht Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 

a. der Unternehmer, bei juristischen Personen und Personenhandelsgesellschaf-
ten eine der nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung 
berechtigten Personen, die erforderliche Zuverlässigkeit und, falls keine unter 
Buchstabe b fallende Person bestellt ist, auch die erforderliche Fachkunde oder 
körperliche Eignung nicht besitzt, 

b. eine der zur Leitung oder Beaufsichtigung des zuzulassenden Betriebes oder 
Betriebsteiles bestellten Personen die erforderliche Zuverlässigkeit, Fachkunde 
oder körperliche Eignung nicht besitzt, 

3. die erforderliche Vorsorge gegen Gefahren für Leben, Gesundheit und zum Schutz von 
Sachgütern, Beschäftigter und Dritter im Betrieb (oder außerhalb), insbesondere durch 
die den allgemein anerkannten Regeln der Sicherheitstechnik entsprechenden Maß-
nahmen, sowie dafür getroffen ist, dass die für die Errichtung und Durchführung eines 
Betriebes auf Grund dieses Gesetzes erlassenen oder geltenden Vorschriften und die 
sonstigen Arbeitsschutzvorschriften eingehalten werden,  

4. keine Beeinträchtigung von Bodenschätzen, deren Schutz im öffentlichen Interesse 
liegt, eintreten wird, 

5. für den Schutz der Oberfläche im Interesse der persönlichen Sicherheit und des öffent-
lichen Verkehrs Sorge getragen ist,  

6. die anfallenden Abfälle ordnungsgemäß verwendet oder beseitigt werden,  

7. die erforderliche Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung der Oberfläche in dem nach den 
Umständen gebotenen Ausmaß getroffen ist,  

8. die erforderliche Vorsorge getroffen ist, dass die Sicherheit eines nach den §§ 50 und 
51 zulässigerweise bereits geführten Betriebes nicht gefährdet wird,  
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9.  gemeinschädliche Einwirkungen der Aufsuchung oder Gewinnung nicht zu erwarten 
sind (…)25 

Darüber hinaus dürfen der Gewinnung (als auch der Aufsuchung) überwiegende öffentliche 
Interessen nicht entgegenstehen (§ 48 Abs. 2 BBergG). 

Inwieweit welche Nachweise im Detail erbracht werden müssen, ist vom Einzelfall abhängig 
und kann nicht pauschal beantwortet werden. Sollte der Vorhabenträger unsicher ob der er-
forderlichen Unterlagen sein oder sollte es Unklarheiten oder Fragen zu den für die Zulassung 
eines Betriebsplanes notwendigen Unterlagen geben, hilft die zuständige Bergbehörde gerne 
und unkompliziert weiter. (Hinweis: Viele Fragen lassen sich auch im Rahmen eines Vorge-
spräches mit der Bergbehörde klären.) 

IV.  Fristen für die Entscheidung von Verfahren im Zusammen-
hang mit Vorhaben zur Erzeugung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen und deren Dauer 

Gemäß § 57e Abs. 5 BBergG hat die zuständige Behörde innerhalb eines Jahres ab Eingang 
der vollständigen Antragsunterlagen zu entscheiden, wenn das Vorhaben zur Gewinnung von 
Erdwärme der Erzeugung von Strom mit einer Kapazität von weniger als 150 Kilowatt dient. 
Die Frist verlängert sich auf zwei Jahre, wenn die Stromleistung 150 Kilowatt oder mehr be-
trägt. Liegen außergewöhnliche Umstände vor, kann die zuständige Behörde die Frist um bis 
zu einem Jahr verlängern. Eine Fristverlängerung ist dem Unternehmer und der einheitlichen 
Stelle anzuzeigen.  

In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass die Verfahrensdauer von Rahmenbetriebsplanzu-
lassungen mindestens ein ¾ Jahr beträgt, wenn es sich um ein Verfahren ohne besondere 
Anforderungen handelt. Im Regelfall ist allerdings mit einer Verfahrensdauer von mindestens 
1 Jahr zu rechnen. Die Unterlagen sollten aus diesem Grund daher auch mindestens 1 Jahr 
vor dem beabsichtigten Beginn eingereicht werden, im Idealfall noch früher, wenn es nicht 
auszuschließen ist, dass außergewöhnliche Umstände vorliegen. 

Hauptbetriebsplanverfahren dauern in der Regel mindestens 3 Monate, weswegen die Unter-
lagen vorzugswürdig mindestens ½ Jahr vor dem beabsichtigten Beginn eingereicht werden 
sollten.  

                                                           
25 Die mittels (…) nicht weiter genannten Voraussetzungen beziehen sich auf Betriebe im Bereich des 
Festlandsockels oder Küstengewässer, welche in NRW als Binnenland keine Relevanz haben.  
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BESCHREIBUNG DER AUFSUCHUNGSPHASE 

Erstellung der Vorstudie (Pre-Feasibility-Study) 

Ziel der Vorstudie ist die technisch-wirtschaftliche und geologische Beurteilung der Mög-
lichkeit der Erschließung bzw. Nutzung geothermischer Energie.  

Führt die Vorstudie zu einem positiven Ergebnis, benötigt der Unternehmer als Vorausset-
zung für die Durchführung der ersten bergbaulichen Tätigkeiten (i.d.R. 2D-Seismik) die 
Aufsuchungserlaubnis.  

Es empfiehlt sich, nach Erteilung der Erlaubnis mit der Öffentlichkeitsarbeit zu beginnen.  

Durchführung der seismischen Erkundung 

- 2D-Seismik (weiträumige seismische Erkundung) 
Erste geophysikalische Erkundungen zum Aufbau des tiefen Untergrundes erfolgen in 
Form von 2D-Seismiken entlang von geraden Profillinien. Das Ergebnis ist ein Schnitt 
durch den Untergrund des oberen Teils der Erdkruste. Für die Durchführung der seis-
mischen Erkundung benötigt der Unternehmer einen zugelassenen Hauptbetriebsplan. 

- 3D-Seismik (kleinräumige seismische Erkundung) 
Unter 3D-Seismik versteht man die flächenhafte reflexionsseismische Untersuchung 
eines bestimmten Gebietes. Sie bietet gegenüber der 2D-Seismik einen höheren De-
taillierungsgrad. Ziel ist es, detaillierte Informationen zu Störungsgeometrien zu erlan-
gen und auf dieser Basis ein (hydro-)geologisches und geomechanisches Modell zu 
erstellen. Hiermit können die Zielpunkte der Produktions- und Injektionsbohrungen 
festgelegt werden. Für die Durchführung der seismischen Erkundung benötigt der Un-
ternehmer einen zugelassenen Hauptbetriebsplan. 

- Entwicklung des Untergrundmodells 
Die Ergebnisse der geophysikalischen Untersuchung werden in ein geologisches und 
gebirgsmechanisches Modell überführt. Aus dem Modell lassen sich neben der räum-
lichen Struktur auch wichtige Parameter für das hydrogeologische Modell ableiten. Zu-
sammen mit der Abschätzung der hydraulischen Leitfähigkeit z.B. in Störungszonen 
lässt sich ein thermohydraulisches Modell entwickeln, über das Aussagen über die 
möglichen Förder- und Entzugsleistungen getroffen werden können. 

- Machbarkeitsstudie – MBS (Feasibility-Study) 
Nach der erfolgten geophysikalischen Erkundung und deren Auswertung wird eine 
Feasibility-Study zur Prüfung der technischen und wirtschaftlichen Machbarkeit durch-
geführt. 

- Auswahl des Bohrplatzes 
Im Zusammenhang mit der Vorplanung der Bohrungen (grobe Bohrplanung, Zielpunkte 
im Reservoir, usw.) erfolgt die Auswahl des Bohrplatzes im Hinblick auf die 
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bohrtechnische Erreichbarkeit des unterirdischen Zielgebiets und unter Berücksichti-
gung der obertägigen Gegebenheiten (Abnehmerstruktur, Verfügbarkeit). Des Weite-
ren müssen die Größe des Platzes und die Lage von Schutzgebieten berücksichtigt 
werden. 

Durchführung der bohrtechnischen Erkundung 

- Bohrplatzbau, erste Explorationsbohrung und erster Fördertest 
Die erste Explorationsbohrung dient der Verifizierung des geologischen Modelles und 
dem Nachweis der Fündigkeit.  
Für die Bohrung ist der Bergbehörde ein Hauptbetriebsplan vorzulegen, ggf. können 
Inhalte zum Bohrplatzbau oder zur technischen Ausführung der Bohrung in Sonder-
betriebspläne ausgegliedert werden. Ggf. ist für die bohrtechnische Erkundung auch 
die Durchführung eines Rahmenbetriebsplanverfahrens erforderlich (vgl. III b ff.). In 
diesem Fall wird die Bergbehörde auf eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 25 
Abs. 3 VwVfG1 hinwirken. Erläuterungen zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung sind dem 
Leitfaden2 der Bezirksregierungen Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, Köln, Münster zu 
entnehmen. 
Neben den bergrechtlichen Betriebsplanverfahren können auch weitere Genehmigun-
gen nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein, insbesondere eine Anzeige 
nach § 49 WHG3 für den Bohrplatzbau (Standrohr) und eine wasserrechtliche Erlaubnis 
nach § 8 WHG4 für die Entwässerung des Bohrplatzes. 

- Gutachten induzierte Seismizität / Planung seismisches Monitoring 
Für die Planung und die Genehmigung der Bohrung und der nachfolgenden Arbeiten 
ist im Vorfeld eine Bewertung der potenziellen Auswirkungen induzierter Seismizität 
durch ein Gutachten und darauf fußend die Überwachung mit seismologischen Moni-
toringverfahren erforderlich. Ziel ist es, bei ersten Anzeichen größerer seismischer Er-
eignisse Betriebsabläufe frühzeitig anzupassen, um stärkere Beben und mögliche 
Schäden zu verhindern. Hierzu ist der Bergbehörde ein Sonderbetriebsplan Seismi-
sches Monitoring vorzulegen, in dem auch die Grenzwerte (empfehlenswert: 
Ampelsystem) festgelegt sind. 

- Pumpversuch 
Der Pumpversuch dient der Verifizierung hydraulischer Parameter für das (hydro-) 
geologische Modell. Für die Durchführung ist der Bergbehörde ein Sonderbetriebsplan 
vorzulegen. Außerdem bedarf es der wasserrechtlichen Erlaubnis. 

- Zweite Explorationsbohrung, Pumptest 
Für die Herstellung einer geothermischen Doublette ist die Niederbringung einer 
zweiten Bohrung erforderlich. Oftmals wird die zweite Bohrung vom Bohrplatz der 

                                                           
1 www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__25.html  
2 www.bra.nrw.de/system/files/media/document/file/leitfaden_0.pdf  
3 www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__49.html  
4 www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__8.html  

http://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__25.html
http://www.bra.nrw.de/system/files/media/document/file/leitfaden_0.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__49.html
http://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__8.html


Anlage 3 

3 
 

ersten Bohrung gebohrt und entsprechend abgelenkt. Auf die Darstellung der Projekt-
arbeiten und die erforderlichen Genehmigungsverfahren wird verzichtet, da sie denen 
für die erste Bohrung gleichen. 

- Aufbau Grundwassermonitoring 
Im Hinblick auf die Durchführung des Zirkulationstests im Rahmen der Aufsuchung, 
aber auch für die spätere Gewinnung hat der Unternehmer die Integrität der Bohrlöcher 
nach dem Stand der Technik sicherzustellen und regelmäßig zu überwachen (§22 b 
ABBergV5). Zusätzlich zu den technischen Nachweisen ist hierfür insbesondere im 
Abstrom der Injektionsbohrung der Aufbau eines Grundwassermonitorings mit ein oder 
mehreren Grundwassermessstellen in Betracht zu ziehen. Die Anforderungen an das 
Grundwassermonitoring sind im Sonderbetriebsplan für den Zirkulationstest bzw. im 
entsprechenden wasserrechtlichen Erlaubnisverfahren darzulegen. 

- Zirkulationstest 
Ziel des i.d.R. mehrwöchigen Zirkulationstests ist die ausreichende Ergiebigkeit der 
geothermischen Lagerstätte nachzuweisen. Hier entscheidet sich, ob das Projekt von 
der Aufsuchungs- in die Gewinnungsphase übergeleitet wird. Ein erfolgreicher Zirku-
lationstest ist Voraussetzung für die Erteilung der Bewilligung. Für die Durchführung 
des Zirkulationstests und des vorangehenden Pumptests ist der Bergbehörde ein 
Sonderbetriebsplan für die hydraulischen Testarbeiten vorzulegen. Außerdem bedarf 
es der wasserrechtlichen Erlaubnis. 

 

                                                           
5 http://esb.bezreg-arnsberg.nrw.de/a_1/a_1_010/a_1_010_001.html 






	Verfahrenshandbuch § 57eBBergG
	I. Einleitung
	II. Erläuterungen der verwendeten Begriffe
	a.) Was ist „Erdwärme“?
	b.) Was ist „Gewinnung“?
	c.) Was ist eine „Bergbauberechtigung“?
	d.) Was ist ein „Hauptbetriebsplan“?
	e.) Was ist ein „Rahmenbetriebsplan“?

	III.  Projektarbeiten und Genehmigungsverfahren für die Gewinnung
	a.) Projektarbeiten und Genehmigungsverfahren in der Gewinnungsphase
	b.) Wie verläuft das Zulassungsverfahren für bergrechtliche Betriebspläne?
	c.) Wie läuft das Rahmenbetriebsplanverfahren ab?
	d.) In welchen Fällen braucht es eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)?
	e.) Welche Zulassungsvoraussetzungen müssen erfüllt werden?

	IV.  Fristen für die Entscheidung von Verfahren im Zusammenhang mit Vorhaben zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen und deren Dauer

	Verfahrenshandbuch_final - Anlagen1und2 Projektablauf
	Foliennummer 1
	Foliennummer 2
	Schematischer Ablaufplan mit wichtigsten Genehmigungsverfahren
	Schematischer Ablaufplan mit wichtigsten Genehmigungsverfahren

	Verfahrenshandbuch_final - Anlage3 Beschreibung der Aufsuchungsphase
	Verfahrenshandbuch_final - Anlage4 Erlass2018-08-31

